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KURZE BEGRÜNDUNG

Verbesserung der Besteuerung von Kraftfahrzeugen

Die ökologische Dimension der Kraftfahrzeugsteuer wurde vom Rat bereits 1996 als „dritte 
Säule“ der Strategie der Gemeinschaft zur Verringerung der CO2-Emissionen aus 
Personenkraftwagen anerkannt, um bis 2010 das Ziel eines CO2-Ausstoßes von 120 g je km 
zu erreichen.

Eine Beschleunigung der Einführung einer an die CO2-Emissionen gebundenen Besteuerung 
von Kraftfahrzeugen ist vordringlich, da der Beitrag des Verkehrssektors zum Klimawandel 
ständig zunimmt und der äußerst volatile Ölpreis die wirtschaftliche Entwicklung der EU 
bremst. Auf den Verkehrssektor entfallen fast 70% des Ölverbrauchs in der EU. Das allein 
durch den Kraftstoff für Kraftfahrzeuge verursachte Handelsbilanzdefizit beläuft sich auf
85 Milliarden Euro pro Jahr; eine Verringerung des Kraftstoffverbrauchs durch sparsamere 
Kraftfahrzeuge könnte somit bewirken, dass Investitionen in die europäische Wirtschaft 
umgelenkt werden.

Der Verfasser dieser Stellungnahme ist gegen den Vorschlag der Kommission, die 
Zulassungssteuer für Personenkraftwagen abzuschaffen: Erstens könnten die durch die 
unterschiedlichen nationalen Besteuerungssysteme verursachten Probleme durch die 
Einführung eines Erstattungssystems auf der Grundlage eines harmonisierten 
Wertverlustsatzes gelöst werden. Zweitens lässt sich das Hauptargument der Kommission, 
wonach die Zulassungssteuer das Funktionieren des Binnenmarkts beeinträchtigt und der 
Wettbewerbsfähigkeit schadet, kaum halten. Die zugrunde liegenden Folgenabschätzungen 
basieren auf der Hypothese, wonach der Wegfall der Einnahmen aus der Zulassungssteuer 
durch höhere Kraftfahrzeug- oder Kraftstoffsteuern ausgeglichen wird, die zu einem 
Rückgang der Emissionen und der Unfälle führen werden. Die Kommission lässt die 
realistischere, wirtschaftlich jedoch nicht vertretbare Option, wonach die Einnahmenausfälle 
durch die Erhöhung anderer Steuern wie beispielsweise durch die Besteuerung der Arbeit 
oder durch höhere Haushaltsdefizite ausgeglichen werden, unberücksichtigt. In der Tat 
scheint der Widerstand der Finanzminister gegen die Abschaffung der Zulassungssteuer den 
gesamten Vorschlag zu gefährden. Drittens ist die Abschaffung aus ökologischen Gründen 
eindeutig kontraproduktiv. Jüngste Studien in den Niederlanden haben gezeigt, dass eine am
CO2-Ausstoß eines Fahrzeugs ausgerichtete Zulassungssteuer die Entscheidung des 
Verbrauchers erheblich stärker beeinflusst als eine gestaffelte Kraftfahrzeugsteuer.

Notwendig ist ein kohärenterer und wirksamerer Ansatz, der sowohl dem fairen Wettbewerb 
als auch ökologischen Zielen Rechnung trägt:

• Gefördert werden sollte ein System mit einer Zulassungssteuer und einer jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer, bei dem der CO2-Ausstoß überproportional Berücksichtigung 
findet.

• Wegen der stärkeren Sichtbarkeit für den Verbraucher sollten die Regierungen, die 
zögern, eine Zulassungssteuer einzuführen, zumindest dazu aufgefordert werden, über 
ein System nachzudenken, bei dem die Steuereinnahmen aus der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer für die Jahre 1 bis 3 oder sogar für die Jahre 1 bis 5 bereits beim 
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Kauf des Kraftfahrzeugs anfallen würden.

• Um die Sichtbarkeit der CO2-Komponente zu erhöhen, sollte diese Richtlinie mit der 
bestehenden Richtlinie über Verbraucherinformationen über CO2-Emissionen verknüpft 
werden.

• In einigen Ländern machen Firmenwagen bis zu 50% des Neuwagengeschäfts aus, 
wobei der Mitarbeiter in vielen Fällen noch nicht einmal die Kraftstoffkosten trägt, so 
dass ökologische Anreize für den Verbraucher fehlen. Diese Richtlinie sollte daher 
sicherstellen, dass die Besteuerung von Firmenwagen auf dem CO2-Ausstoß basiert. 
Das britische Modell der Besteuerung von Firmenwagen stellt diesbezüglich ein 
interessantes Beispiel für eine vorbildliche Lösung dar.

• Eine baldige Umsetzung der Richtlinie – Ihr Verfasser schlägt den 1.1.2008 vor – ist 
unverzichtbar. Dies würde bewirken, dass sich die Regelung auf das von der EU 
angestrebte Ziel, die durchschnittlichen CO2-Emissionen von Neuwagen in der EU bis 
2010 auf 120 g je km zu reduzieren, und auf die Erreichung der Kyoto-Ziele während 
der ersten Verpflichtungsperiode (2008-2012) auswirken könnte.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht den 
federführenden Ausschuss für Wirtschaft und Währung, folgende Änderungsanträge in seinen 
Bericht zu übernehmen:

Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 1

(1) Die Besteuerung von 
Personenkraftwagen kann ein wichtiges 
ergänzendes Instrument zur Förderung 
umweltpolitischer Ziele insbesondere in 
Bezug auf die Verringerung der Emission 
von Treibhausgasen darstellen, weshalb es 
angebracht ist, in die 
Bemessungsgrundlagen sowohl der 
Zulassungs- als auch der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern eine Kohlendioxid-
Komponente einzubeziehen. Um zur 
Erfüllung der Zusagen der Gemeinschaft 
und ihrer Mitgliedstaaten im Rahmen des 
Kyoto-Protokolls beizutragen, sollten die 
vorgeschlagenen, mit den Kohlendioxid-

(1) Die Besteuerung von 
Personenkraftwagen kann ein wichtiges 
ergänzendes Instrument zur Förderung 
umweltpolitischer Ziele insbesondere in 
Bezug auf die Verringerung der Emission 
von Treibhausgasen darstellen, weshalb es 
angebracht ist, in die 
Bemessungsgrundlagen sowohl der 
Zulassungs- als auch der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern eine Kohlendioxid-
Komponente einzubeziehen. Um zur 
Erfüllung der Zusagen der Gemeinschaft 
und ihrer Mitgliedstaaten im Rahmen des 
Kyoto-Protokolls beizutragen, sollten die 
vorgeschlagenen, mit den Kohlendioxid-

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Emissionen direkt zusammenhängenden 
Elemente während der 
Verpflichtungsperiode von 2008 bis 2012 in 
die Bemessungsgrundlagen der im 
Zusammenhang mit Personenkraftwagen 
angewandten Steuern einbezogen werden. 
Da das strategische Ziel der Gemeinschaft, 
die Kohlendioxid-Emissionen von 
Personenkraftwagen zu verringern, 
spätestens 2010 erreicht sein muss, ist es 
angebracht, die Kohlendioxid-Komponente
zum 31. Dezember 2010 in vollem Umfang
anzuwenden.

Emissionen direkt zusammenhängenden 
Elemente während der 
Verpflichtungsperiode von 2008 bis 2012 in 
die Bemessungsgrundlagen der im 
Zusammenhang mit Personenkraftwagen 
angewandten Steuern einbezogen werden. 
Da das strategische Ziel der Gemeinschaft, 
die Kohlendioxid-Emissionen von 
Personenkraftwagen zu verringern, 
spätestens 2010 erreicht sein muss, ist es 
angebracht, die Kohlendioxid-
Mindestkomponente zum 1. Januar 2008
anzuwenden.

Begründung

Ein früherer Einführungstermin ist notwendig, damit der Vorschlag einen Beitrag zur 
Erreichung des für 2010 angestrebten Ziels und zur Erfüllung der Zusagen der EU 
hinsichtlich der Verringerung der Emissionen im Rahmen der ersten Verpflichtungsperiode 
des Kyoto-Protokolls leisten kann. Eine stufenweise Einführung ist für den Verbraucher und 
die Öffentlichkeit im Allgemeinen nicht transparent. Aus diesem Grund schlägt Ihr Verfasser 
vor, die Reform in einem Schritt durchzuführen.

Änderungsantrag 2
Erwägung 3 a (neu)

(3a) Die Mitgliedstaaten sollten darin 
bestärkt werden, in ihren 
Einkommensteuersystemen parallele 
Steueranreize für Firmenwagen mit 
niedrigem Kraftstoffverbrauch vorzusehen.

Begründung

In einigen Mitgliedstaaten machen Firmenwagen bis zu 50% des Neuwagengeschäfts aus. Die
Erfahrung im Vereinigten Königreich hat gezeigt, dass eine differenzierte 
einkommensteuerliche Behandlung dieses Marktsegments sehr wirksam zur Beschleunigung 
der Einführung von Kraftfahrzeugen mit niedrigerem Kraftstoffverbrauch beitragen kann.

Änderungsantrag 3
Erwägung 4

(4) Es dürfte möglich sein, steuerliche
Anreize in Form einer Staffelung der an 
Personenkraftwagen anknüpfenden Steuern 
zu gewähren, und zwar auf der Grundlage 

(4) Steuerliche Anreize sollten in Form 
einer stärker als proportionalen Staffelung 
der an Personenkraftwagen anknüpfenden 
Steuern auf der Grundlage der Menge des 
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der Menge des von den einzelnen 
Fahrzeugen ausgestoßenen Kohlendioxids in 
Gramm je Kilometer.

von den einzelnen Fahrzeugen 
ausgestoßenen Kohlendioxids in Gramm je 
Kilometer vorgesehen werden, um 
sicherzustellen, dass die Anreize für 
Fahrzeuge mit einem geringen 
Kohlendioxidausstoß im Vergleich zur 
derzeitigen Praxis erhöht werden.

Begründung

Die Mitgliedstaaten müssen bei einer Änderung des Steuersystems darauf achten, dass mit der 
Reform das Ziel der Richtlinie, d.h. Verringerung der vom Verkehr ausgehenden CO2-
Emissionen, erreicht wird.

Änderungsantrag 4
Erwägung 4 a (neu)

(4a) Leichte Nutzfahrzeuge, auch als N1-
Fahrzeuge oder Kleinlastwagen bezeichnet, 
stoßen rund ein Sechstel der 
Kohlendioxidemissionen von 
Personenkraftwagen aus. Die Richtlinie 
2004/3/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Februar 2004 zur
Änderung der Richtlinien 70/156/EWG und 
80/1268/EWG des Rates im Hinblick auf 
die Messung der Kohlendioxidemissionen 
und des Kraftstoffverbrauchs von 
Fahrzeugen der Klasse N11 sieht vor, dass 
die Kohlendioxidemissionen von N1-
Fahrzeugen nach dem gleichen Verfahren 
gemessen werden sollten wie die 
Kohlendioxidemissionen von 
Personenkraftwagen. Diese Fahrzeuge 
sollten ebenfalls unter die Bestimmungen 
dieser Richtlinie fallen.
_____
1 ABl. L 49 vom 19.2.2004, S. 36.

Änderungsantrag 5
Erwägung 5

(5) Um eine weitere Zersplitterung des 
Binnenmarktes zu vermeiden, muss 
vorgeschrieben werden, dass das 
Gesamtaufkommen aus Zulassungs- und 

(5) Um eine weitere Zersplitterung des 
Binnenmarktes zu vermeiden, muss 
vorgeschrieben werden, dass das 
Gesamtaufkommen aus Zulassungs- und 
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jährlichen Kraftfahrzeugsteuern bis zum 31. 
Dezember 2008 zu mindestens 25 % und bis 
zum 31. Dezember 2010 zu mindestens 
50 % auf der Kohlenstoffdioxid-
Komponente beruht.

jährlichen Kraftfahrzeugsteuern bis zum 1. 
Januar 2008 zu mindestens 75 % auf der 
Kohlenstoffdioxid-Komponente beruht.

Begründung

Siehe Begründung zu Erwägung 1. Um wirksam zu sein, sollte die CO2-Komponente 
mindestens 75% des Aufkommens aus der Zulassungs- und jährlichen Kraftfahrzeugsteuer 
ausmachen.

Änderungsantrag 6
Erwägung 5 a (neu)

(5a) Die bei der Umsetzung dieser 
Richtlinie festgelegte steuerliche Staffelung
sollte bei der bevorstehenden Überprüfung 
der Richtlinie 1999/94/EC des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Dezember 1999 über die 
Bereitstellung von 
Verbraucherinformationen über den 
Kraftstoffverbrauch und CO2-Emissionen 
beim Marketing für neue 
Personenkraftwagen1 berücksichtigt 
werden, um sicherzustellen, dass 
potenzielle Kraftfahrzeugeigner 
übereinstimmende Informationen erhalten.
___
1 ABl. L 12 vom 18.1.2000, S. 16.

Änderungsantrag 7
Erwägung 7

(7) Bei der Ausübung ihres Rechts auf 
Freizügigkeit bedienen sich viele 
europäische Bürger ihrer Kraftfahrzeuge, um 
vorübergehend oder auf Dauer von einem 
Mitgliedstaat in einen anderen umzuziehen. 
Die Vielfalt der Systeme zur Besteuerung 
von Personenkraftwagen sowie der 
jeweiligen Steuerbemessungsgrundlagen 
und -sätze beeinträchtigen erheblich die 

(7) Bei der Ausübung ihres Rechts auf 
Freizügigkeit bedienen sich viele 
europäische Bürger ihrer Kraftfahrzeuge, um 
vorübergehend oder auf Dauer von einem 
Mitgliedstaat in einen anderen umzuziehen. 
Unterschiedliche Zulassungssteuern können 
für den Verbraucher, der sich entscheidet, in 
einen anderen Mitgliedstaat umzuziehen, 
eine Doppelbesteuerung zur Folge haben.
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Möglichkeiten der europäischen Bürger1

und der Automobilindustrie, die Vorteile 
des Binnenmarktes zu nutzen.
Insbesondere Zulassungssteuern bewirken 
erhöhte Transaktionskosten für den 
Verbraucher, hohe Unterschiede bei den 
Vor-Steuer-Preisen von Fahrzeugen sowie 
eine Zersplitterung des Automobilmarktes 
und beeinträchtigen den 
grenzüberschreitenden Handel.

Begründung

Etwaige negative Auswirkungen unterschiedlich hoher Zulassungssteuern in den 
Mitgliedstaaten können durch ein Erstattungssystem ausgeglichen werden. Ein Verbot 
derartiger Steuern auf EU-Ebene wäre völlig unverhältnismäßig.

Änderungsantrag 8
Erwägung 8

(8) Zulassungssteuern stehen der 
Verwirklichung der Ziele der Lissabon-
Strategie im Wege und behindern die 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Automobilindustrie. Sie 
sollten daher innerhalb von fünf bis zehn 
Jahren abgeschafft werden. Dieser 
Zeitraum würde es den Mitgliedstaaten, die 
Zulassungssteuern anwenden, gestatten, 
ihre Systeme zur Besteuerung von 
Personenkraftwagen anzupassen und dabei 
den besonderen Bedingungen ihres 
nationalen Automobilmarktes Rechnung zu 
tragen. Einnahmeausfälle aufgrund der 
Abschaffung der Zulassungssteuern sollten 
durch eine parallele Anhebung der 
Einnahmen aus der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer, sowie falls 
erforderlich anderen steuerlichen 
Maßnahmen in Übereinstimmung mit der 
Richtlinie 2003/96/EG , ausgeglichen 
werden, so dass die Gesamtsteuerbelastung 
unverändert bleibt.

(8) Zulassungssteuern, die an der 
Verkaufsstelle erhoben werden, sind das 
wirksamste Instrument zur Förderung des 
Kaufs sparsamerer, saubererer und 
sichererer Fahrzeuge. Die Mitgliedstaaten 
haben durch die Anwendung gestaffelter
Zulassungssteuern zur Förderung der 
raschen Einführung umweltfreundlicherer 
Technologien in Kraftfahrzeugen positive 
Ergebnisse erzielt. Diese Praxis sollte 
weiter gefördert und auch auf EU-Ebene in 
Betracht gezogen werden.

  
1 Der Europäische Gerichtshof hat jüngst in seinem Urteil vom 16. Juni 2005 in der Rechtssache C-138/2004 
entschieden, dass sich Zulassungssteuern insbesondere aufgrund ihrer Sätze und ihrer technischen 
Besonderheiten als Hindernis für die Freizügigkeit erweisen können.
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Änderungsantrag 9
Erwägung 10

(10) Es ist angebracht, die Systeme zur 
Erstattung der Zulassungs- und der 
jährlichen Kraftfahrzeugsteuer, sofern sie 
erforderlich sind, unverzüglich einzuführen, 
um Verzerrungen und unterschiedliche 
steuerliche Behandlung von 
Personenkraftwagen zu vermeiden. 

(10) Es ist angebracht, die Systeme zur 
Erstattung der Zulassungs- und der 
jährlichen Kraftfahrzeugsteuer, sofern sie 
erforderlich sind, unverzüglich einzuführen, 
um Verzerrungen und unterschiedliche 
steuerliche Behandlung von 
Personenkraftwagen zu vermeiden. Die bei
der Zahlung von Zulassungssteuern 
anfallenden Transaktionskosten sollten 
durch die Einführung zentraler Online-
Lösungen für die Berechnung, Erstattung 
und Zahlung von 
Kraftfahrzeugzulassungssteuern beim 
Umzug in einen anderen Mitgliedstaat 
verringert werden.

Änderungsantrag 10
Artikel 1 Absatz 2

Sie regelt außerdem die Abschaffung von 
Zulassungssteuern und die Schaffung eines 
Systems zur Erstattung bereits entrichteter 
Zulassungssteuern unter bestimmten 
Umständen.

Sie regelt außerdem die Schaffung eines 
Systems zur Erstattung bereits entrichteter 
Zulassungssteuern unter bestimmten 
Umständen.

Begründung

Etwaige negative Auswirkungen unterschiedlich hoher Zulassungssteuern in den 
Mitgliedstaaten können durch ein Erstattungssystem ausgeglichen werden. Ein Verbot 
derartiger Steuern auf EU-Ebene wäre völlig unverhältnismäßig.

Änderungsantrag 11
Artikel 2

Für die Zwecke dieser Richtlinie gilt als 
„Personenkraftwagen“ ein Fahrzeug der 
Kategorie M1 gemäß der Definition in 
Anhang II Teil A der Richtlinie 
70/156/EWG des Rates.

Für die Zwecke dieser Richtlinie gilt als 
„Personenkraftwagen“ ein Fahrzeug der 
Kategorie M1 und N1 gemäß der Definition 
in Anhang II Teil A der Richtlinie 
70/156/EWG des Rates.
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Begründung

Leichte Nutzfahrzeuge, auch als N1-Fahrzeuge oder Kleinlastwagen bezeichnet, stoßen rund 
ein Sechstel der Kohlendioxidemissionen von Personenkraftwagen aus. Die Richtlinie 
2004/3/EG sieht vor, dass die Kohlendioxidemissionen von N1-Fahrzeugen nach dem 
gleichen Verfahren gemessen werden sollten wie die Kohlendioxidemissionen von 
Personenkraftwagen. Der Anwendungsbereich dieser Richtlinie sollte daher auf N1-
Fahrzeuge ausgeweitet werden.

Änderungsantrag 12
Artikel 4

Zur Berechnung der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern wird die Steuer auf der 
Grundlage der Kohlendioxid-Emissionen 
des jeweiligen Personenkraftwagens in 
Gramm je Kilometer gestaffelt.

Zur Berechnung der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern wird die Steuer auf der 
Grundlage der Kohlendioxid-Emissionen 
des jeweiligen Personenkraftwagens in 
Gramm je Kilometer stärker als 
proportional gestaffelt. Die Mitgliedstaaten 
stellen sicher, dass bei der Umsetzung 
dieser Richtlinie Fahrzeuge, die weniger 
Kraftstoff verbrauchen, im Falle einer 
Änderung der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern effektiv günstiger 
gestellt werden.

Begründung

Die Mitgliedstaaten müssen bei einer Änderung des Steuersystems darauf achten, dass mit der 
Reform das Ziel der Richtlinie, d.h. Verringerung der vom Verkehr ausgehenden CO2-
Emissionen, erreicht wird.

Änderungsantrag 13
Artikel 5

(1) Zum 31. Dezember 2008 muss sich der 
Anteil des Aufkommens aus der 
Kohlenstoffdioxid-Komponente an dem 
Gesamtaufkommen der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern auf mindestens 25 %
belaufen.

Zum 1. Januar 2008 muss sich der Anteil 
des Aufkommens aus der Kohlenstoffdioxid-
Komponente an dem Gesamtaufkommen der 
jährlichen Kraftfahrzeugsteuern auf 
mindestens 75 % belaufen.

(2) Zum 31. Dezember 2010 muss sich der 
Anteil des Aufkommens aus der 
Kohlenstoffdioxid-Komponente an dem 
Gesamtaufkommen der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern auf mindestens 50 % 
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belaufen. 

Begründung

Ein früherer Einführungstermin ist notwendig, damit der Vorschlag einen Beitrag zur 
Erreichung des für 2010 angestrebten Ziels und zur Erfüllung der Zusagen der EU 
hinsichtlich der Verringerung der Emissionen im Rahmen der ersten Verpflichtungsperiode 
des Kyoto-Protokolls leisten kann. Eine stufenweise Einführung ist für den Verbraucher und 
die Öffentlichkeit im Allgemeinen nicht transparent. Aus diesem Grund schlägt Ihr Verfasser 
vor, die Reform in einem Schritt durchzuführen.

Änderungsantrag 14
Artikel 7

Kapitel III entfällt
ABSCHAFFUNG DER 

ZULASSUNGSSTEUERN
Verbot der Einführung 

Artikel 7
Vom […] an dürfen die Mitgliedstaaten 
keine Steuer einführen, die an die 
Zulassung von Personenkraftwagen für die 
Nutzung auf öffentlichen Straßen anknüpft 
und deren Merkmale mit den in Anhang II 
aufgeführten Steuern – nachstehend 
„Zulassungssteuern“ genannt – identisch 
oder ihnen vergleichbar sind.

Begründung

Etwaige negative Auswirkungen unterschiedlich hoher Zulassungssteuern in den 
Mitgliedstaaten können durch ein Erstattungssystem ausgeglichen werden. Ein Verbot 
derartiger Steuern auf EU-Ebene wäre völlig unverhältnismäßig und umweltpolitisch 
kontraproduktiv.

Änderungsantrag 15
Artikel 8

Artikel 8 entfällt
Verbot der Beibehaltung 

Vom 1. Januar 2016 an dürfen in den 
Mitgliedstaaten keine Zulassungssteuern 
mehr erhoben werden. 
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Begründung

Siehe Begründung zum Änderungsantrag des Verfassers zu Artikel 7.

Änderungsantrag 16
Artikel 9 Absatz 1 a (neu)

Zur Verringerung der bei der Zahlung und 
Erstattung von Zulassungssteuern 
anfallenden Transaktionskosten sehen die 
Mitgliedstaaten in Absprache mit der 
Kommission eine gemeinsame zentrale 
Online-Lösung für die Berechnung, 
Erstattung und Zahlung von 
Kraftfahrzeugzulassungssteuern für EU-
Ansässige vor, die in einen anderen EU-
Mitgliedstaat umziehen möchten.

Änderungsantrag 17
KAPITEL V Überschrift

VORÜBERGEHENDE 
BESTIMMUNGEN

ZULASSUNGSSTEUERN

Änderungsantrag 18
Artikel 12 Absatz 1

(1) Bis zum 31. Dezember 2015 wird der
Betrag der geschuldeten Zulassungssteuer 
auf der Grundlage des Werts eines 
vergleichbaren neuen Personenkraftwagens 
unter Berücksichtigung des tatsächlichen 
Wertverlusts des betreffenden Fahrzeugs 
berechnet.

1. Der Betrag der geschuldeten 
Zulassungssteuer wird auf der Grundlage 
des Werts eines vergleichbaren neuen 
Personenkraftwagens unter 
Berücksichtigung des tatsächlichen 
Wertverlusts des betreffenden Fahrzeugs 
berechnet.

Änderungsantrag 19
Artikel 13

Wurde die Zulassungssteuer beibehalten,
wird sie bis zum 31. Dezember 2015 auf der 
Grundlage der Kohlendioxid-Emissionen 

Die Steuer wird auf der Grundlage der 
Kohlendioxid-Emissionen des jeweiligen 
Personenkraftwagens in Gramm je 
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des jeweiligen Personenkraftwagens in 
Gramm je Kilometer gestaffelt.

Kilometer stärker als proportional 
gestaffelt. Die Mitgliedstaaten stellen 
sicher, dass bei der Umsetzung dieser 
Richtlinie Fahrzeuge, die weniger 
Kraftstoff verbrauchen, im Falle einer 
Änderung der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuern effektiv günstiger 
gestellt werden.

Änderungsantrag 20
Artikel 14

(1) Zum 31. Dezember 2008 muss sich der 
Anteil des Aufkommens aus der 
Kohlenstoffdioxid-Komponente an dem 
Gesamtaufkommen der Zulassungssteuer auf 
mindestens 25 % belaufen.

Zum 1. Januar 2008 muss sich der Anteil 
des Aufkommens aus der Kohlenstoffdioxid-
Komponente an dem Gesamtaufkommen der 
Zulassungssteuer auf mindestens 75 %
belaufen

(2) Zum 31. Dezember 2010 muss sich der 
Anteil des Aufkommens aus der 
Kohlenstoffdioxid-Komponente an dem 
Gesamtaufkommen der Zulassungssteuer 
auf mindestens 50 % belaufen.

Änderungsantrag 21
Artikel 15

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
alljährlich mit Stichtag 1. Januar und nach 
jeder Änderung der einschlägigen nationalen 
Rechtsvorschriften die 
Bemessungsgrundlage sowie die Höhe der 
Zulassungs- und der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer mit. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
alljährlich mit Stichtag 1. Januar und nach 
jeder Änderung der einschlägigen nationalen 
Rechtsvorschriften die 
Bemessungsgrundlage sowie die Höhe der 
Zulassungs- und der jährlichen 
Kraftfahrzeugsteuer mit. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
ferner etwaige Maßnahmen zur Staffelung 
der Steuern auf Firmenwagen auf der 
Grundlage des Kraftstoffverbrauchs mit.

Änderungsantrag 22
Artikel 16 Absatz -1 (neu)

Die Kommission prüft die 
Durchführbarkeit der Einführung 
gemeinschaftsweiter 
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Mindestzulassungssteuern für 
Personenkraftwagen und Kleinlastwagen
bis 2009 und unterbreitet dem Rat und dem 
Europäischen Parlament gegebenenfalls 
bis zum 31. Dezember 2007 entsprechende 
Vorschläge.

Begründung

Eine ökologische Zulassungssteuer stellt das effizienteste und wirksamste Instrument dar, um 
einen Anreiz für den Kauf sparsamerer, saubererer und sichererer Fahrzeuge zu schaffen. 
Eine generellere und konsequentere Einführung von Zulassungssteuern in der gesamten EU 
wäre zu begrüßen. Das Europäische Parlament hat in seiner Entschließung zur erfolgreichen 
Bekämpfung der Klimaänderung (16. November 2005) die Einführung von Ökosteuern ab 
2009 gefordert.


